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Rückständiger Familienzuschlag nach Umwandlung einer
Lebenspartnerschaft in eine Ehe
Nun hat auch das Bundesministerium des Innern eingelenkt

Das Eheöffnungsgesetz [/recht/ratgeber/umwandlung-in-ehen/eheoeffnungsgesetz.html] 

bestimmt: "Für die Rechte und Pflichten der Lebenspartner bleibt nach der Umwandlung der

Lebenspartnerschaft in eine Ehe der Tag der Begründung der Lebenspartnerschaft weiterhin

maßgebend." (Art. 3 Abs. 2 EheöffngsG). In der Begründung der Vorschrift wird gesagt, dass der

Gesetzgeber damit die bestehende Ungleichbehandlung eingetragener Lebenspartnerinnen und

Lebenspartner mit Ehegatten rückwirkend beseitigt habe. Deshalb müssten bestimmte sozial- und

steuerrechtliche Entscheidungen neu getroffen werden.

Die rückwirkende Änderung von rechtkräftigen Verwaltungsakten ist im Einkommensteuerrecht in

§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO und im Verwaltungsrecht, also hinsichtlich des Familienzuschlags,

in § 51 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG des Bundes bzw. in den Verwaltungsverfahrensgesetzen der

Bundesländer vorgesehen. Der Antrag auf Nachzahlung des rückständigen Familienzuschlags

muss binnen drei Monaten nach der Umwandlung der Lebenspartnerschaft in eine Ehe gestellt

werden.

Die Steuerverwaltung und viele Besoldungsstellen haben zunächst bestritten, dass aus Art. 3 Abs.

2 EheöffnungsG solche Ansprüche abgeleitet werden können. Auf unseren Druck [/newsletters/

newsletter-2018/unser-druck-hat-gewirkt-die-koalition-hat-nachgegeben.html]  hin haben die

Koalitionsfraktionen den Anspruch auf nachträgliche Zusammenveranlagung durch Art. 97 § 9

Abs. 5 Einführungsgesetz zur Abgabenordnung (EGAO) [https://www.gesetze-im-internet.de/

aoeg_1977/art_97__9.html]  bejaht und geregelt.

Daraufhin hat nun auch das Bundesministerium des Innern eingelenkt. Das

Bundesverwaltungsamt hat einem Betroffenen mitgeteilt, „dass ich aufgrund der Entscheidung

des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat, dass Ansprüche nach dem

Bundesbesoldungsgesetz aufgrund des Eheöffnungsgesetzes nunmehr zu erfüllen sind, meinen

ablehnenden Bescheid“ widerrufen habe. Sie können die Mitteilung des Bundesverwaltungsamt [/

fileadmin/pics/Dokumente/Recht_6/Bundesverwaltungsamt-190213_b.pdf]  hier herunterladen.

Wenn Sie mit Ihrem Besoldungsamt über die Nachzahlung des rückständigen

Familienzuschlags streiten oder Klage erhoben haben, empfehlen wir Ihnen, die Mitteilung

des Bundesverwaltungsamts Ihrer Besoldungsstelle zu übersenden. Wir gehen davon aus,

dass Ihre Besoldungsstelle dann bei seinem Landesinnenministerium nachfragen wird, wie

es sich verhalten soll, und dass das Landesinnenministerium genauso reagieren wird wie das

Bundesinnenministerium.

Falls Sie schon Klage erhoben haben, sollten Sie die Mitteilung des Bundesverwaltungsamts

auch dem Verwaltungsgericht übersenden und hinzufügen, dass Sie davon ausgehen, dass das

Landesinnenministerium genauso reagieren wird wie das Bundesinnenministerium.
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Eine Erläuterung der Rechtslage samt entsprechenden Mustertexten [/recht/ratgeber/

umwandlung-in-ehen/rechtsfolgen-der-umwandlung.html]  finden Sie hier.

Der Lesben-und Schwulenverband (LSVD) ist ein Bürgerrechtsverband und vertritt die

Interessen und Belange von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen

Menschen (LSBTI).

Gleiche Rechte, Vielfalt und Respekt – wir wollen, dass LSBTI als selbstverständlicher Teil

gesellschaftlicher Normalität akzeptiert und anerkannt werden.
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